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Mittheilungen aus der Praxis: 

Frage des Aufrechtbeſtehens der Beſtimmungen der Mühlordnung von 1. De⸗ 
eember 1814. 8 
Betreffend das Maximum der Erziehungsbeitrage für die Waiſen nach jenen 

Staatsdienern, bei welchen der Activitätsgehalt des betheiligten Functionärs 
zum Maßſtabe der Beſtimmung der Wittwenpenſion zu dienen hat. 
„Eingefriedete Waldungen“ in Bezug auf Wilddiebſtahl. Der Ausdruck „einge⸗ 
friedet⸗ hat im § 174 II. e und g St. G. keine verſchiedene Bedeutung. 
Zur Eompetenz in Dienſtbolenſtreitigkeiten. Die Entweichung eines Dienſtboten 
iſt von der Vorſtehung jener Gemeinde zu beſtrafen, in welcher der ver⸗ 
laſſene Dienſtort liegt, während die Aufnahme eines entwichenen Dienſt⸗ 


boten von jener Gemeinde zu beſtrafen iſt, in welcher die Aufnahme des 


Dienſtboten erfolgt. 

Zur Leiſtung der ſelbſt vertragsmäßig zugeſicherten „Chaliza“ als einer rituellen 
Handlung) kann Niemand gerichtlich verhalten werden. (Art. 14 des Staats⸗ 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 142, § 125 a. b. G. B.) 


Entſcheidungen des Verwaltungs⸗ Gerichtshofes. 

Zum 8 49 des Geſetzes vom 22. October 1875, Nr. 36 R. G. Bl. ex 1876. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Frage des Aufrechtbeſtehens der Beſtimmungen der Mühlordnung 
vom 3. December ESA. 


In einer Eingabe vom 26. Februar 1876, Z. 296 wurde von der 
Handels⸗ und Gewerbekammer in Linz unter Aufzählung der auf den 
Mahllohn Bezug nehmenden Beſtimmungen der Mühlordnung vom 1. Dec. 
1814 auf den Umſtand hingewieſen, daß obwohl ihres Erachtens die 
Mühlenordnung derzeit als unanwendbar und beſeitigt erſcheine, den⸗ 
noch vielfach die Anſicht vorherrſche, daß die Vorſchriſten der Mühlen⸗ 
ordnung hinſichtlich der Mahltaxe noch immer Geſetzeskraft beſitzen, und 
obgleich dieſelben überdies mit der neuen Maß⸗ und Gewichtsordnung 
nicht im Einklange ſtehen, häufig als die alleinige Grundlage für die 
Vereinbarungen zwiſchen dem Müller und dem Mahlgaſte betrachtet 
werden. Die Handels⸗ und Gewerbekammer erachtete im Hinblicke auf 
den Art. III. des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung und den 
$ 55 der Gewerbeordnung, daß lediglich das freie Uebereinkommen 
zwiſchen Müller und Mahlgaſt hiuſichtlich der Mahltaxe maßgebend ſei, 
und daß dies auch vollkommen ausreichend erſcheine und ſtellte der Er⸗ 
wägung der. betheifigten Miniſterien anheim, ob nicht die Mühlenorbuung 
vom Jahre 1814 im Wege des Geſetzes als aufgehoben zu erklären 
wäre. Zugleich wurde als wünſchenswerth bezeichnet, daß ſeitens der 
Behörden auf die Annahme gewiſſer Grundſätze für die Müller und 
die Mahlgäſte hingewirkt werde, welche nach dem gegenwärtigen Stande 
der Mühleninduſtrie bezüglich des Mahllohnes entſprechend erſcheinen 


und in anderen Provinzen bei Verſammlungen von Müllern in Form 


einer neuen Mühlordnung angenommen worden ſeien. 

In Folge dieſer Eingabe der Handels- und Gewerbekammer hat 
das k. k. Handelsmin.fterium in feinem Erlaſſe vom 22. Mai 1876, 
3. 15.103 im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des Innern 
an die Statthalterei Nachſtehendes hinausgegeben: „Es kommt zunächſt 
darauf hinzuweiſen, daß die Beſtimmungen der Mühlenordnung vom 
Jahre 1814, ſoweit dieſelben den Mahllohn betreffen, durch den Art. III. 
des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung vom Jahre 1859 im 
Zuſammenhange mit $ 55 der Gewerbeordnung ohne Zweifel außer 
Kraſt geſetzt worden ſind. Zu einer ausdrücklichen Aufhebung der ganzen 
Mühlenordnung im Wege des Geſetzes bietet die vorliegende Petition 
allein keinen genügenden Anlaß, zumal, wenn erwogen wird, daß außer 
den Beſtimmungen über den Mahllohn auch die Anordnungen der 
Mühlenordnung über den Antritt des Müllergewerbes, über die Betriebs⸗ 
anlage, dann über die Ausübung, inſoweit die diesfälligen älteren 
Normen mit der Gewerbeordnung unvereinbar ſind, und über das bei 
dieſem Gewerbe verwendete Hilfsperſonale durch die letztere und die 
Waſſerrechtsgeſetze bereits außer Kraft geſetzt erſcheinen. Dieſe Frage 
wird bei der im Zuge befindlichen Reviſion der Gewerbeordnung ohne⸗ 
dies Gegenſtand der Erwägung ſein. Was die von der Handels⸗ und 
Gewerbekammer gemachte Anregung betrifft, daß es wünſchenswerth 
wäre, über die Wirkſamkeit der Vorſchriften der Mühlenordnung und 
über die Zweckmäßigkeit der grundſätzlichen Vereinbarungen hinſichtlich 
eines Mahltarifes die Unterbehörden, Gemeinden und Müller im ad⸗ 
miniſtrativen Wege zu belehren, ſo kann die geeignete Veranlaſſung im 
Falle des Vorhandenſeins des Bedürfniſſes nur dem Ermeſſen der 
Statthalterei überlaſſen werden.“ 


Betreffend das Maximum der Erziehungsbeiträge für die Waiſen 

nach jenen Staatsdienern, bei welchen der Activitätagehalt des 

betheiligten Functionärs zum Maßſtabe der Beſtimmung der 
Wittwenpenſion zu dienen hat. 

Anbelangend dieſen Gegenſtand hat das Miniſterium des Innern 
unterm 29. Jänner 1876, 3. 1092 an die Landesregierung in Lai⸗ 
bach nachſtehenden Erlaß hinausgegeben: 

„Nach gepflogener Rückſprache mit dem k. k. Finanzminiſterium 
wird der eröffnet, daß die von der k. k. Finanzdirection in 
Laibach mit ihren Noten vom 16. Juli und 2. Auguſt 1875, 8. 6357 
und 6961 gegenüber der ausgeſprochenen Anſicht, daß bei 
dem Eintritte der ſonſt vorgeſchriebenen Bedingungen die Erziehungs⸗ 
beiträge für die Waiſen nach jenen Staatsdienern, bei welchen der 
Activitätsgehalt des betheiligten Functionärs zum Maßſtabe der Be⸗ 
ſtimmung der Witwenpenſion zu dienen hat, höchſtens mit jährlichen 
ſechzig Gulden Conv. M. per Kopf zu bemeſſen find, den beſtehenden 
Vorſchriften entſpricht, und daß das mit dem Hoſkammerdecrete vom 
26. April 1822, Z. 46803 (politiſche Geſetz-Sammlung, Bd. 50, Nr. 
50) geſtattete Maximum der normalmäßig einer Wittwe für ſich und 


ihre Kinder zu bewilligenden Verſorgungsgenüſſe im Belaufe der Hälfte 
des Gehaltes ihres Gatten oder wenn der Gehalt jährliche 1000 ft. 
Conv. M. und darüber betrug, im Geſammtbetrage jährlicher 500 fl. 
C. M. gemäß des Hofkammerdecretes vom 2. Jänner 1841, 3. 51.400 
(polit. G. S., Band 69, Nr. 2) ſeitens der Landesbehörden nur dann 
zugeſtanden werden kann, wenn von den vorhandenen unverſorgten 
Kindern auch vier noch unter dem Normalalter ſtehen, das iſt, 
betheilungsfähig find”. M. 


„Eingefriedete Waldungen“ in Bezug auf Wilddiebſtahl. Der Aus⸗ 


druck „eingefriedet“ hat im $ 
ſchiedene Bedeutung. 

Am 6. Juni 1875 wurden J. M. und E. W. von dem Forſt⸗ 
adjuncten P. im fürſtlich Schwarzeuberg'ſchen Waldreviere Oberwald 
betreten, als J. M. mit einem auf den Ruf des Rehbockes geſtimmten 
Rehrufe eine Rehgeiß herbeizulocken ſuchte, während E. W. ein geladenes 
Gewehr zum Anſchlag angelegt hatte. Da der Werth einer Rehgeiß 
11 fl. 20 kr. beträgt und das genannte Revier mit einem 3 Fuß breiten 
und 2½ Fuß tiefen Graben und einem niedrigen Walle umgeben war, 
erhob die Staatsanwaltſchaft zu Budweis die Anklage wegen des Ver⸗ 
brechens des verſuchten Diebſtahles nach den 88 8, 171 und 174 II b 
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17 II e und g St. G. keine ver⸗ 


Begriffes „Einfriedung“ würde zudem zu der Conſequenz führen, daß 
das Federwild, da deſſen Ausbreechen durch keinen Zaun hintangehalten 
werden kann, nie ein Object des im § 174 IL g vorgeſehenen Dieb⸗ 
ſtahles bilden könnte, alſo dem beſonderen geſetzlichen Schutze ganz ent⸗ 
rückt wäre. — Wenn das Geſetz im § 174 St. G. erklärt, daß der 
Diebſtahl in eingefriedeten Waldungen — ſei es an Holz oder an 
Wild — bei einem 5 fl. überſteigenden Betrage aus der Beſchaffenheit 
der That zum Verbrechen werde, ſo wurde es unzweifelhaft von der 
Erwägung geleitet, daß eine Einfriedung, mag ſie nun in Mauern, 
Zäunen, Hecken, Wällen oder Gräben beftehen, die Gränzen des Eigen⸗ 
thumes beſtimmt und deutlich bezeichnet und die Ueberwindung der 
mit dem Ueberſchreiten der Einfriedung verbundenen — größeren oder 
geringeren — Schwierigkeiten zu einer ſtrengeren Beſtrafung auffordere. 
Mit Rückſicht auf die thatſächliche Feſtſtellung, daß das Revier einge⸗ 
gefriedet war, liegt ſohin auch das im § 174 II g St. G. normirte 
Qualificationsmoment vor. 

Der k. k. Caſſationshof hat mik Entſcheidung vom 7. Februar 
1876, 3. 11400 zu Recht erkannt: Der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
das angefochtene Urtheil, inſoferne beide Angeklagte in dem Urtheile 
von der Anklage, daß ſie den Diebſtahlsverſuch an Wild in eingefrie⸗ 
detem Walde verübt haben, freigeſprochen wurden, wird ſtattgegeben 
und unter Abänderung des betreffenden Urtheilsabſatzes erkannt: Die 


und g St. G., und wider E. W. auch nach §S 176 IIa und wegen der Angeklagten J. M. und E. W. find Beide des ihnen im Sinne der 
Uebertretung des Waffenpatentes. Bei der am 10. September 1875 ftatt- SS 8, 171, 174 II b St. G. und beziehungsweiſe 8 176 II a St. 
gefundenen Hauptverhandlung ſprach das Kreisgericht Budweis die An⸗P P. O. zur Laſt gelegten Verbrechens des verſuchten Diebſtahles auch 


geklagten von der Anklage in der Richtung des $ 174 II g St. G. frei, 
weil das Revier nicht als eingefriedet angeſehen werden könne, und 
erkannte dieſelben im Uebrigen nach der Anklage ſchuldig. Gegen die Frei⸗ 
ſprechung brachte die Staatsanwaltſchaft die Nichtigkeitsbeſchwerde ein, 
welche auf die Abſätze 5, Ya und 10 des § 281 St. P. O. geſtützt wurde. 

Bei der am 7. Februar d. J. ſtattgefunden Caſſationsverhand⸗ 
lung vertrat der Generaladvocat die Nichtigkeitsbeſchwerde in der 
Richtung des Abſatzes 9 a des § 281 St. P. O. und führte dieſelbe 
nachſtehend aus: Das Kreisgericht, welches in thatſächlicher Beziehung 
feſtſtellte, daß das in Rede ſtehende Waldrevier mit einem — wenn 
auch leicht überſchreitbaren Graben und einem niedrigen Walle 
eingefriedet war, ging bei der Freiſprechung von der Anſicht aus, 
daß die im § 174 St. G. in den Abſätzen e und g erwähnte Ein⸗ 
friedung anders aufzufaſſen ſei, wenn es ſich um einen Wilddiebſtahl 
handelt, als wenn ein Holzdiebſtahl in Frage kommt. Bezüglich eines 
Holzdiebſtahles genüge es zur Annahme der Qualification der Ein⸗ 
friedung, wenn der Wald mit einem Graben und Walle umgeben iſt, 
weil auch hiedurch ſchon dem Holzdiebe ein Hinderniß in der Weg⸗ 
ſchaffung der Holzlaſt entgegengeſtellt werde, während bei dem Wild⸗ 
diebſtahle eine Einfriedung erforderlich ſei, welche das Ausbrechen des 
Wildes aus geſchloſſenen Räumen verhindert und geeignet iſt, das 
Wild in ungewöhnlicher Menge zuſammenzuhalten. — Für dieſe Unter⸗ 
ſcheidung bietet jedoch weder der Worlaut noch der Geiſt des Geſetzes 
einen Anhaltspunkt. In den Abſätzen e und g des § 174 St. G. 
bedient ſich das Geſetz desſelben Ausdruckes „in eingefriedeten Wal⸗ 
dungen“; wäre aber mit dem erwähnten Ausdrucke in dieſen beiden 
Geſetzesſtellen jeweilig ein anderer Sinn verbunden worden, ſo hätte 
dies nothwendig ausgefprochen werden müſſen und es hätte nicht genau 
derſelbe Ausdruck gebraucht werden können. Das Kreisgericht glaubt 
zwar daraus, daß in demſelben Paragraphe zweimal derſelbe Ausdruck 
vorkommt, die Schlußfolgerung ableiten zu dürfen, daß jeweilig ein 
anderer Sinn dieſem Ausdrucke beigelegt worden ſei, weil ſonſt die 
Abſätze e und g in Einen Abſatz vereint worden wären. Allein dieſe 
Auslegung widerſpricht dem Grundſatze „ubi lex non distingnit et 
judex distinguere nequit“, und es findet die Wiederholung desſelben 
Ausdruckes vielmehr darin die naturgemäße Erklärung, daß das Geſetz 
ſowohl bei dem Holz⸗ als bei dem Wilddiebſtahle jeweilig auch noch 
andere Qualificationsmomente aufgeſtellt hat, daher es aus ſtyliſtiſchen 
Gründen ſich empfahl, den Diebſtahl an Holz und jenen an Wild in ab⸗ 
geſonderten Abſätzen zu behandeln. Nach Auffaſſung des Kreisgerichtes 
würde die Qualification nach $ 174 II g St. G. nur bei ſogenannten 


mit der Qualification nach 8 174 II g St. G. ſchuldig und werden 
hierwegen nach §8 178, 2. Abſatz St. G., und zwar J. M. unter 
Anwendung der $$ 54 und 55 St. G. zur Strafe des Kerkers in der 
Dauer von ſechs Wochen, mit einer Faſte in je 14 Tagen verſchärft, 
und E. W. unter Anwendung des § 55 St. G. zum ſchweren, uit 
einer Faſte in jeder Woche verſchärften Kerker von vier Monaten, dann 
zum Erſatze der Koſten des Caſſationsverfahrens verurtheilt; im übrigen 
Inhalte bleibt das Urtheil unberührt. Grün de: 

„Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft macht zunächſt 
den Nichtigkeitsgrund des 8 251 5 St. P. O. geltend, nämlich daß 
das Urtheil und deſſen Begründung an einem inneren Widerſpruche 
leiden, wiefern einerſeits der Wald, an welchem der Wilddiebſtahl ver⸗ 

ſucht worden, als eingefriedet anerkannt, andererſeits auf die That die 
Beſtimmung des § 174 II g St. G., welche die höhere Strafbarkeit 
des Wilddiebſtahles im eingefriedeten Walde normirt, nicht angewendet 
wird. Dieſe Nichtigkeit iſt nicht vorhanden, indem der Gerichtshof die 
Thatſache, daß der Wald eingefriedet ſei, richtig als feſtgeſtellt an⸗ 
nimmt, aber zur Anwendung des § 174 II g eine andere Art der Ein⸗ 
friedung fordern zu müſſen vermeint; es iſt daher nicht ein Widerſpruch 
vorhanden, ſondern wird die Schlußfolgerung, die Rechtsanſchauung des 
Gerichtes beanſtändet, welche aber aus dem Standpunkte der Nichtigkeit 
| des $ 281 5 St. P. O. nicht angefochten werden kann. Dieſelbe Rechts⸗ 


anſchauung wird aber weiter zugleich wegen der Nichtigkeit des § 281 
9a St. P. O. in Beſchwerde gezogen, indem das Geſetz unrichtig an⸗ 
gewendet worden ſei. Der Gerichtshof vermeint nämlich, den Begriff 
der Einfriedung des Waldes bei dem Holz⸗ und bei dem Wilddiebſtahle 
auseinanderhalten und annehmen zu ſollen, bei dem Diebſtahle an Holz 
genüge irgend ein Graben oder Wall, während für den Diebſtahl an 
Wild, wenn er nach § 174 II g ftrafbar fein ſolle, der Wald nur 
dann als eingefriedet anerkannt werden könne, wenn er das Ausbrechen 
des Wildes hindert, auch das Halten einer größeren Menge desſelben 
ermöglicht. Zu einer ſolchen Unterſcheidung, einer ſolchen verſchiedenen 
Deutung des Ausdruckes „Einfriedung“ in zwei Abſätzen desſelben 
Gefetzes⸗Paragraphen berechtigt weder der Wortlaut, noch der Geiſt des 
Geſetzes; die Abſonderung des Holz- und Wilddiebſtahles im Texte ift 
immerhin aus anderen Gründen erklärbar; die Einſchränkung der „ein⸗ 
gefriedeten Wälder“ auf eigentliche Thiergärten iſt nicht gerechtfertigt, 
weil das Geſetz ſich ſonſt eben dieſes beſtimmten Ausdruckes bedient 
hätte, auch bei dieſer einſchränkenden Auslegung das Federwild nicht in 
gleicher Weiſe geſchützt wäre. Die geſetzlichen Beſtimmungen des § 174 II 
e und g St. G. beruhen vielmehr auf der Erwägung, daß die Ein⸗ 


„geſchloſſenen Thiergärten“ eintreten; würde dies aber die Abſicht des friedung die Grenzen des Eigenthumes beſtimmter und mehr erkennbar 
Geſetzgebers geweſen ſein, ſo wäre dieſe Bezeichnung ebenſo gewählt bezeichnet, zum Theile auch ein Hinderniß für den Eingriff bietet und 
worden, als ſich derſelben in dem § 4 des kaiſ. Patentes vom 7. März darum zur ſtrengeren Beſtrafung herausfordert. Es muß ſohin die gerügte 
1849, 3. 154 R. G. Bl. über die Ausübung der Jagdgerech⸗ Nichtigkeit der unrichtigen Geſetzanwendung als begründet erkannt, das 
tigkeit bedient worden iſt. Eine derartige engere Auslegung des Urtheil, ſofern es hiedrrch betroffen wird, behoben — bezüglich müſſen 


die beiden Augeklagten des verbrecheriſchen Diebſtahls auch gemäß 
8 174 II g St. G. ſchuldig erkannt, ſofort auch mit Rückſicht auf 
den zur Anwendung kommenden zweiten Abſaz des § 178 St. G., 
jedoch unter Aufrechthaltung der übrigen Erwägungen und ſonſtigen 
Verfügungen des Gerichtes zu den oben ausgeſprochenen höheren Strafen 
verurtheilt werden.“ 


Zur Competenz in Dienſtbotenſtreitigkeiten. Die Entweichung 
eines Dienſtboten iſt von der Vorſtehung jener Gemeinde zu be⸗ 
ſtrafen, in welcher der verlaſſene Dienſtort liegt, während die Auf⸗ 
nahme eines entwichenen Dienſtboten von jener Gemeinde zu be⸗ 
ſtrafen iſt, in weicher die Aufnahme des Dienſtboten erfolgt. 


Dem Grundbeſitzer Hanns Ruß in Bachgraben, Ortsgemeinde 
K. entwich die Magd Maria Kreuzbrav und trat beim Grundbeſitzer 
Kaspar Schneeweiß in Fuchsloch, Ortsgemeinde R. als Taglöhnerin ein. 
— Die Gemeindevorſtehung K. erkannte die dienſtesentwichene Maria Kreuz⸗ 
brav der Uebertretung der 88 13 und 16 und den Unterſtandsgeber Kaſpar 
Schneeweiß der Uebertretung des § 17 der Dienſtbotenordnung ſchuldig 
und beſtimmte, Maria Kreuzbrav habe zur ungetheilten Hand mit 
Kaſpar Schneeweiß dem Hanns Ruß den durch die Dienſtentweichung 
erlittenen Schaden von 15 fl. zu erſetzen, wovon die Magd Kreuz⸗ 
brav ſchon den Betrag von 5 fl. geleiſtet hat, daher ſie noch 2 fl. 50 kr. 
und der Unterſtandsgeber Schneeweiß noch einen Betrag von 7 fl. 50 kr. 
zu leiſten hat. Ueberdies iſt der Unterſtandsgeber wegen Uebertretung 
des § 25 der Dienſtbotenordnung (Aufnahme eines, Dienſtboten ohne 
Dienftbotenbuch) von der Gemeindevorſtehung R. angemeſſen zu beſtra⸗ 
fen. Nach erwachſener Rechtskraft dieſes Erkenntniſſes iſt der rückſtän⸗ 
dige Betrag von 10 fl. binnen 14 Tagen von der Magd und 
dem Unterſtandsgeber dem Hanns Ruß bei ſonſtiger Execution zu 
bezahlen. 

Ueber deu Recurs der Krenzbrav und des Schueeweiß erkannte 
der Bezirkshauptmann in U. „Ich finde dem Recurſe der Magd 
Maria Kreuzbrav gegen das Erkenntniß der Gemeindevorſtehung K., 
womit ſelbe der Uebertretung der SS 13 und 16 der Dienſtbotenord⸗ 
nung ſchuldig erkannt und verhalten wurde, den Schadenerſatzbetrag 
von 15 fl. zur ungetheilten Hand mit ihrem Unterſtandgeber Schuee⸗ 
weiß ihrem früheren Dienſtgeber Hanns Ruß zu leiſten, keine Folge 
zu geben und das recurrirte Erkenntniß aus deſſen Gruͤnden mit dem 
Beifügen zu beſtätigen, daß in Betreff der Stelle im Erkenntniſſe, wo 
Maria Kreuzbrav zur Leiſtung des Schadenerſatzes zur ungetheilten 
Hand mit Kaſpar Schneeweiß verurtheilt wurde, die erſt zu fällende 
Entſcheidung des Gemeindeamtes R. über die Schuld des Schneeweiß 
abzuwarten, eventuell alſo die Maria Kreuzbrav zur alleinigen Tra⸗ 
gung zu verhalten ſein wird. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht eine weitere 
Berufung nicht offen. — Dagegen finde ich dem Recurſe des Kaſpar Schnee⸗ 
weiß gegen dasſelbe Erkenntniß der Gemeindevorſtehung K. Folge zu 
geben und den betreffenden Theil der Entſcheidung aus dem Grunde 
vollſtändig zu beheben, weil es unmöglich in der Competenz der Ge⸗ 
meindevorſtehung K. gelegen ſein konnte, den Schneeweiß als Unter⸗ 
ſtandsgeber zur Leiſtung des Schadenerſatzes zur ungetheilten Hand mit 
der Kreuzbrav an Ruß zu verhalten, ehevor durch die Entſcheidung 
des zuſtändigen Gemeindeamtes R. die Schuldfrage klargeſtellt erſcheint, 
da es überhaupt unzuläſſig iſt, daß die Frage der Zuerkennung des 
Schadenerſatzes als eine Folge des über die Schuld gefällten Erkennt⸗ 
niſſes von der Inſtanz des Letzteren, in Bezug auf die Competenz 
getrennt werde. — Ich weiſe demnach gleichzeitig die Gemeindevor⸗ 
ſtehung R. an, gegen Kaſpar Schneeweiß das competente Amt zu han⸗ 
deln und das geſchöpfte Erkenntniß der Gemeindevorſtehung K. zur 
weiteren Verfügung ſofort mitzutheilen.“ — Gleichzeitig rügte der Be⸗ 
zirkshauptmann der Gemeindevorſtehung K. den Umſtand, daß ſie es 
unterlaſſen hat, die dienſtesflüchtige Maria Kreuzbravs gemäß § 16 
der Dienſtbotenordnung zur Strafe zu ziehen. 

Nachdem die Gemeindevorſtehung R. von dem Bezirkshaupt⸗ 
manne den gleichen Erlaß erhalten hatte, fällte fie folgende Ent⸗ 
ſcheidung: „Da aus den ſämmtlichen Strafacten die Schuldloſigkeit 
der Maria Kreutzbrav und des Herrn Kaſpar Schneeweiß hervorgeht, 
jo wird hiemit zu Recht erkannt: Maria Kreutzbrav und - Rafpar 
Schneeweiß ſind nicht ſchuldig, den angeſprochenen Schadenerſatz von 
15 fl. zu zahlen und ſind von jeder anderen Strafe freigeſprochen. 
Gegen dieſes Erkenntniß ſteht keine Berufung offen“. 
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Ueber den Recurs des Hanns Ruß hob der Bezirkshauptmann 
dieſe Entſcheidung der Gemeindevorſtehung R. gänzlich auf und ver⸗ 
urtheilte den Kaſpar Schneeweiß wegen Uebertretung des § 17 der 
Dienſtbotenordnung zu einer Strafe von 2 fl. und zum Erſatze des 
dem Hanns Ruß durch die Entweichung der Kreuzbrav erwachſenen 
Schadens von 15 fl. ) zur ungetheilten Hand mit Maria Kreuzbrav. 
— In den Entſcheidungsgründen wurde darauf hingewieſen, daß die 
frühere Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft, womit Maria Kreuz⸗ 
brav ſchuldig erkannt wurde, rechtskräftig ſei und daher nicht mehr 
geändert werden könne. Aus dieſem Grunde und weil der 
Dienſtort, welchen Maria Kreuzbrav unberechtigter Weiſe verlaſſen 
hat, in der Gemeinde K. liegt, war das Gemeindeamt R. nicht be⸗ 
rechtigt, über die Schuld- und Zahlungspflicht der Kreuzbrav zu ent⸗ 
ſcheiden. Gegen dieſe Entſcheidung wurde der Recurs an die k. k. 
Landesregierung offen gelaſſen mit dem Beiſatze, daß derſelbe binnen 
24 Stunden **) nach Kundmachung oder Zuſtellung des Erkenntnißfes 
beim Gemeindeamte R. anzumelden und binnen weiteren drei Tagen zu 
überreichen ſei. 

Die von Kaſpar Schneeweis und Maria Kreuzbrav gegen dieſe 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft eingebrachten Recurſe wurden 
von der Landesregierung zurückgewieſen und dagegen kein weiterer 
Recurs offen gelaſſen. Kärntu. Gem. Bl. 


Zur Leiſtung der ſelbſt vertragsmäßig zugeſicherten „Chaliza“ (als 

einer rituellen Handlung) kann Niemand gerichtlich verhalten 

werden. (Art. 44 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
186%, R. G. Bl. Nr. 142, $ 125 a. b. G. B.) 


Bei der Vermälung der A. mit C. verpflichtet ſich B., der Bruder 
des C., mit ſchriſtlicher Erklärung v. 30. Juni 1844, dann, wenn die 
A. kinderlos ihren Gatten C. überleben würde und zu einer zweiten 
Ehe ſchreiten wollte, die nach jüdiſchem rituellen Geſetze *) bei Nichtein⸗ 
gehung der gebotenen Leviratsehe vorgeſchriebene Schuhausziehungs⸗ 
Ceremonie oder Chaliza zu verrichten. C. ſtarb kinderlos und die A. iſt 
geſonnen, eine zweite Ehe einzugehen, welche ohne Chaliza rituell nicht 
vollzogen werden kann. Die A. mahnte den B. fruchtlos an die Er⸗ 
füllung ſeiner Verpflichtung, klagt nun den B. und bittet in der Klage 
um gerichtliches Erkenntniß: „Der B. ſei ſchuldig, die Schuhausziehungs⸗ 
Ceremonie oder ſogenannte Chaliza mit der Klägerin nach jüdiſcher 
ritueller Vorſchrift binnen einer von Seite des Richters zu beſtimmen⸗ 
den Friſt bei ſonſtiger Execution abzuhalten und der Klägerin binnen 
14 Tagen bei ſonſtiger Execution die aus dieſem Schritte erwachſenen 
Gerichtskoſten zu erſetzen“. — Der Geklagte erkennt ſeine ſchriftliche 
Verpflichtung als richtig an, macht aber gegen den Klagsanſpruch Fol⸗ 
gendes geltend: Nach den beſtehenden Geſetzen ſei die Leiſtung der 
Chaliza keine Vorausſetzung der Wiederverehelichung, weil ja die Noth⸗ 
civilehe eingegangen werden könne. Wollte der Rabbiner wegen Nicht⸗ 
leiſtung der Chaliza das Aufgebot und die Annahme der feierlichen 
Eheerklärung verweigern, ſo ſtehe die Hilfe der politiſchen Behörden 


*) Wenn Kaſpar Schneeweiß verurtheilt wird, den Schaden zur ungetheilten 
Hand mit der entlaufenen Magd zu zahlen, ſo ſollte ihm eigentlich vor dem 
Erkenntniſſe freigeſtellt werden, Einwendungen bezüglich Bemeſſung dieſes 
Schadens vorzubringen. Doch iſt dieſer Betrag bezüglich der Maria Kreuz⸗ 
brav ſchon rechtskräftig. 

r) Der Recurs wurde mit der Miniſterial⸗Verorduung vom 3. April 1855 
R. G. Bl. Nr. 61 offen gelaſſen, weil in der Dienſtbotenordnung nur der 
Recurs gegen Entſcheidungen des Gemeindevorſtandes bedacht ift. 

i) Im 5. Buche Moſes XXV, 5—9 heißt es: „Wenn Brüder beiſammen wohnen 
und es ſtirbt einer von ihnen und hat keinen Sohn, ſo ſoll das Weib des 
Verſtorbenen nicht außerhalb — eines fremden Mannes werden; ihr 
Schwager ſoll zu ihr kommen und ſie ſich zum Weibe nehmen und an ihr 
die Schwagerpflicht üben. Und es ſoll geſchehen: Der Erſtgeborne, den ſie 
gebiert, ſoll eintreten auf den Namen ſeines verſtorbenen Bruders, damit 
nicht ausgelöſcht werde fein Name aus Ifſrael. Wenn aber der 
Mann kein Verlangen hat, die Schwägerin zu nehmen, ſo ſoll ſeine 
Schwägerin hinaufgehen zu den Aelteſten und ſprechen: „Es weigert ſich 
mein Schwager, ſeines Bruders Namen in Iſrael zu erhalten, er will an 
mir die Schwägerſchaſt nicht üben“. Und die Aelteſten ſeiner Stadt ſollen 
ihn rufen und ihm zureden. Bleibt er aber dabei ſtehen und ſpricht: ich 
will ſie nicht nehmen — dann trete ſeine Schwägerin zu ihm vor den 
Augen der Aelteſten, ziehe ihm ſeinen Schuh vom Fuße und ſpucke vor ſein 
Angeſicht und hebe an und ſpreche: „Alſo geſchieht dem Manne, der nicht 
baut das Haus feines Bruders. Sein Haus aber werde genannt in Sirael: 
das Barfüßer Haus“. — Zur Vermeidung dieſer Ceremonie werden öfter 
Summen Geldes verſprochen und auch geleiſtet. i 
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offen. Die unterſchriebene Verpflichtungserklärung ſei mit den Staats⸗ zu ehelichen, und andererſeits auch den Umſtand in kirchlich formeller Art zu 
grundgeſetzen im Widerſpruche und es wird der Sachverſtändigenbeweis conſtatiren, daß die Wittwe nicht leichtſinnig mit Nichtbeachtung der 
darüber angeboten, „daß die Chaliza in Duldung und Verrichtung bibliſch⸗jüdiſchen Ehegeſetze zu einer zweiten Ehe mit einem Fremden 
inhumaner Handlungen beſtehe, welche der Geklagte als freier Mann ſchreiten will, bevor der Wille des Schwagers, ſie nicht ehelichen zu 


nicht dulden kann und darf”. 
Klagebegehrens. Die Klägerin erbietet hierüber den Beweis durch Sach⸗ 
verſtändige, daß nach moſaiſchen Grundſätzen die Eingehung einer zwei⸗ 
ten Ehe nur gegen Chaliza geſtattet ſei und bemerkt weiter, daß ſie 
die Leiſtung einer vertragsmäßigen Verbindlichkeit fordere und eine 
Notheivilehe nicht, ſondern eine rituelle Ehe eingehen wolle. 

Das k. k. Bezirksgericht zu Gaya hat mit Beiurtheil auf Zu⸗ 
laſſung der von der Klägerin und vom Geklagten erbotenen (obenan⸗ 
geführten) Sachverſtändigenbeweiſe erkannt. 

Auf Appellation beider Streittheile hat das k. k. Oberlandesge⸗ 
richt in Brünn das erſtrichterliche Beiurtheil abgeändert und nach dem 
Klagebegehren erkannt. Die obergerichtlichen Gründe lauten: „Beide 
Theile appelliren gleichmäßig gegen die erſtrichterlich zugelaſſenen Be⸗ 


Der Geklagte bittet um Abweiſung des wollen, kirchlich feſtgeſtellt iſt. Zur Leiſtuug der Chaliza gegenüber der 


Klägerin hat ſich der Geklagte durch die als echt anerkannte Urkunde 


ſchriftlich verpflichtet. Allein an der Weſenheit und Natur der Chaliza, 
daß ſie eine kirchlich-rituelle Ceremonienhandlung iſt, wurde hiedurch 
nichts geändert. Es iſt nun aber die Bedeutung und Tragweite der 
jüdiſchen Ehegeſetze nicht in den moſaiſchen Vorſchriften der Bibel oder 
im Talmud zu ſuchen, ſondern ſeit 1812 iſt in dieſer Richtung das 
allg. bürgerl. Geſetzbuch maßgebend. Dieſem iſt nun aber die Inſtitution 
der Chaliza fremd und durch § 125 a. b. G. B. iſt ſogar zwiſchen 
der Klägerin und dem geklagten Bruder ihres Mannes ein öffentliches 
Ehehinderniß aufgeſtellt, ſo daß die Chaliza zur Conſtatirung des 
Willens des Geklagten, die Klägerin, welche er ohnehin nicht heiraten darf, 
nicht ehelichen zu wollen, mindeſtens zwecklos iſt. Dazu kommt, daß 


weiſe durch Sachverſtändige, wenngleich in diametral entgegengeſetzter nach der derzeit geltenden Geſetzgebung insbeſondere nach dem Staats⸗ 


Richtung; Klägerin nämlich deßhalb, weil ſie unbedingt die Verurthei⸗ 
lung des Geklagten im Sinne ihres Klagebegehrens anſtrebt, und Ge⸗ 
klagter deßhalb, weil er die unbedingte Abweiſung der Klägerin für 
angezeigt hält. Der Appellation beider Theile auf Beſeitigung der zuge⸗ 
laſſenen Sachverſtändigenbeweiſe mußte aber ſtattgegeben werden, weil 
dieſelben insgeſammt unentſcheidend find; denn die über Unerläßlichkeit 
der Chaliza zugelaſſenen Beweiſe durch Sachverſtändige ſind für die 
richterliche Entſcheidung des vorſtehenden Rechtsſtreites aus dem Grunde 
ganz belanglos, weil ja Klägerin ihr Klagsbegehren nicht auf die in 
den iſraelitiſchen Ritualgeſetzen enthaltenen Grundſätze, ſondern auf die 
in der ſchriftlichen Erklärung ausdrücklich vom Geklagten übernommene 
Verpflichtung zur Leiſtung der Chaliza ſtützt, und der über die Art 
der Ceremonie zugelaſſene Beweis durch Sachverſtändige erſcheint deß⸗ 
halb unzuläſſig, weil in Oeſterreich durch die beſtehenden Verordnungen 
die jüdiſche Religion geſetzlich anerkannt iſt, daher weder ein Beweis 
über die Humanität ihrer Ritualbeſtimmungen nothwendig, noch ein 
ſolcher über deren Inhumanität rechtlich möglich iſt. Bei dem Entfallen 
dieſer Sachverſtändigenbeweiſe ſtützt ſich der vorſtehende obergerichtliche 
Ausſpruch der Hauptſache nach, da Klägerin die Identität ihrer Per⸗ 
ſon als geweſene Gattin des verſtorbenen C. durch das Rabbinatszeug⸗ 
niß nachgewieſen hat, auf die in der Klage beigebrachte Originaler⸗ 
klärung des B. ddo Gaya 30. Juni 1844, nach welcher er ſich in 
dem Falle, als ſein Bruder E. ohne ein lebendiges Kind mit ſeiner 
Gattin, der nunmehrigen Klägerin, zu hinterlaſſen, verſterben ſollte, 
verpflichtete, derſelben im Falle des Begehrens unverwe gerlich die Cere⸗ 
monie der Chaliza zu leiſten, welche von zwei Zeugen mitgefertigte 
Erklärung derſelbe, als von ihm herrührend, ausdrücklich anerkannte, wie er 
denn auch das Ableben ſeines obgenannten Bruders zugeſtanden hat. Gegen 
dieſe vertragsmäßige Leiſtung kann Geklagter nicht die Einwendung vorbrin⸗ 
gen, daß Klägerin ohne der Chalizaleiſtung ja eine Notheivilehe ein⸗ 
gehen könne, weil er ihr das freie Beſtimmungsrecht zur Eingehung 
einer kirchlichen rituellen Ehe nicht benehmen kann und darf. Er kann 
diesfalls auch die Staatsgrundgeſetze nicht einwenden, weil die jüdiſche 
Religion in Oeſterreich auerkannt iſt, deren Cultusgrundſätze nicht be⸗ 
hoben wurden, und die Staatsgrundgeſetze vertragsmäßige Beſtimmungen 
nicht berühren, wie denn auch durch dieſelben die verſchiedenartigen 
ſymboliſchen Handlungen einzelner Religionsgenoſſenſchaften nicht behoben 
wurden“. In der Reviſionsbeſchwerde führt der Geklagte noch an, daß 
die Klägerin bei Ausſtellung jener Chaliza⸗Urkunde im Jahre 1844 
noch minderjährig war und daher kein Recht erwerben konnte, ferner, 
daß er, B., ſelbſt ſeit dem Jahre 1860 verehelicht, die Klägerin nicht 
heiraten könne und daher zur Chaliza nicht verpflichtet ſei. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 27. Juli 
1875, 3. 4947 die Klägerin mit ihrem ganzen Klagsbegehren abge⸗ 
wieſen, die Gerichtskoſten aller drei Inſtanzen aber aufgehoben. Gründe: 
„Beide Theile ſind darüber einig, daß die Chaliza eine im moſaiſchen 
Religionsritus eingeführte und, wie die Klägerin behauptet auch im 
Talmud beibehaltene kirchliche Ceremonialhandlung bildet. Es mag ſein, 
daß die Einführung der Chaliza mannigfache in der moſaiſchen Staats⸗ 
verfaſſung gelegene Zwecke hatte. Gewiß iſt aber, daß der nächſte Zweck 
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grundgeſetze vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl., Art. 14 
Niemand zu einer kirchlichen Feierlichkeit gezwungen werden kann, wo⸗ 
bei kein Unterſchied zu machen iſt, ob man ſich dazu etwa durch eine 
beſondere Urkunde verbunden hat oder nicht. Hienach erſcheint das 
Klagebegehren der Klägerin unberechtigt. Die Erwägung nun, daß der 
erſte Richter durch Beiurtheil mehrfache zweckloſe Beweiſe durch Sach⸗ 
verſtändige zuließ und in weiterer Erwägung, daß auf Appellation bei⸗ 
der Theile (wobei der Geklagte mit ſeiner Appellation die unbedingte 
Klagsabweiſung anſtrebte) das Oberlandesgericht dem unberechtigten 
Klagsbegehren ſtattgegeben hat, wurden beide Urtheile auf Reviſion des 
Geklagten abgeändert und wurde auf Abweiſung der Klägerin erkannt, 
wobei wegen Verſchiedenheit der Urtheile die Koſten aller drei Inſtanzen 
aufgehoben wurden“. Ger.⸗Ztg. 


Eutſcheidungen des Verwa lkungsgerichtshofes 


Nr. 1. 
Zum § 8 des Geſetzes vom 22. October 2825, Nr. 36 R. G. 
Bl. ex 1828. 

Der k. k. Verwaltungsgerichshof hat mit dem Beſchluſſe vom 8. 
Auguſt 1876 aus Anlaß vorgekommener Fälle entſchieden, daß in 
letzter Inſtanz erfloſſene Entſcheidungen oder Verfügungen der Ver⸗ 
waltungsbehörden, in Gemäßheit des § 49 des Geſetzes vom 22. 
October 1875, Nr. 36 R. G. Bl. ex 1876 mit dem Tage, an 
welchem ſie gefällt oder getroffen worden ſind, und nicht erſt mit dem 
Tage der Zuſtellung in Richtskraft erwachſen ). 


) Wir machen unjere Leſer darauf aufmerkſam, daß nach dieſer Entſcheidung 
des Verwaltungsgerichtshofes die mit der (in Nr. 22, S. 87 dieſes Jahr⸗ 
ganges der Zeitfchrift mitgetheilten) Verordnung des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht vom 14. Mai, Z. 8040 sub Punkt 10 diesfalls 
ausgeſprochene Anſich, inſoferne dieſelbe als Norm angeſehen werden wollte, 
nicht mehr haltbar erſcheint. Bem. d. Red. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte des Wiener allgemeinen Kranken⸗ 
hauſes Dr. Karl Haller anläßlich deſſen Penſtonirung taxfrei den Titel eines 
eee verliehen. 

eine Majeſtät haben dem zur Zeit ſeiner Activität in der ſiebenten Diäten⸗ 
claſſe geſtandenen penſionirten Hilfsämterdirector des k. k. Miniſteriums für 
Landesvertheidigung Joſef Sklona die Führung des Titels eines Hilfsämter⸗ 
Oberdirectors geftattet. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär und Referenten 
der Grundſteuer⸗Regulirungs⸗Landesſubcommiſſion in Krakau Andreas Bie⸗ 
ſiazki zum Bezirkshauptmanne in Galizien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Fingnzeommiſſär Heinrich R. v. Son nen⸗ 
ſtein zum Steuer⸗Inſpector für den Bereich der Linzer Finanzdirection ernannt. 

Der oberſte Rechnungshof hat eine erledigte Rechnungsrathsadjunctenſtelle 
dem Rechnungsofficiale Karl Wolf verliehen. 


Erledigungen. 
Bezirkshauptmannsſtelle in Krain in der ſiebenten Rangsclaſſe bis Ende 


derſelben iſt, einerſeits den Willen des Schwagers der Wittwe, dieſe nicht] Auguſt. (Amtsbl. Nr. 185.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 
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